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Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

es wird Sie nicht verwundern, dass ich davon ausgehe, dass unsere 

Vorstellungen einer zukunftsfähigen Landwirtschaft nicht erfüllt werden. Die 

Agrarkommission hat ihre Vorstellung präsentiert und wir erkennen einige 

Punkte, die in die richtige Richtung gehen, aber wir alle wissen, dass nach 

Ende des Dialogprozesses das Ergebnis entscheidend ist. Da kein Papier so 

herauskommt wie es hineingeht, werden wir als IG BAU gemeinsam mit 

unserer europäischen Föderation weiter daran arbeiten müssen, die 

zentralen Punkte einer sozial verantwortlichen umweltgerechten 

Landwirtschaft klar zu vertreten. Da die zurzeit gültige Gemeinsame 

Agrarpolitik Arbeitnehmer und soziale Verantwortung für diese nicht kennt, ist 

jeder Schritt in diese Richtung erstmal eine Verbesserung. Als Tarifpolitiker 

musste ich leider auch schon manchmal kleine Schritte gehen, obwohl wir 

unserem Gegenüber deutlich gemacht haben, dass wenn wir diesen Weg der 

Trippelschritte fortsetzen, die qualifizierten Arbeitnehmer dann in andere 

Bereiche abwandern, wenn man nicht auf uns hört. Die Realität hat die 

Arbeitgeber eingeholt. Sie bejammern jetzt den Facharbeitermangel und 

fehlende Nachwuchskräfte. Ich hoffe, dass die Agrarkommission nicht die 

gleichen Fehler begeht und unsere Stellungnahmen ernster nimmt, damit die 
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deutsche und europäische Landwirtschaft nicht nur wirtschaftlich 

leistungsfähig ist, sondern auch sozial und umweltgerecht. 

Wir wissen sehr genau, wie viele Rinder, Schweine und Schafe es in der 

Landwirtschaft gibt, aber bis heute nicht genau, wie viele Menschen in ihr 

arbeiten. Wir finden in den Instrumenten der GAP keine Möglichkeiten, 

Beschäftigung in der Landwirtschaft zu fördern. Es gibt keine Schritte, um 

Arbeits- und Gesundheitsschutz stärker zu berücksichtigen, um 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten zu reduzieren. Die IG BAU und ihre 

europäischen Schwestergewerkschaften beklagen jedes Jahr mehr als 1 000 

Tote in der Landwirtschaft. Bildung für landwirtschaftliche Arbeitnehmer ist 

einer der zentralen Schlüssel für eine zukunftsfähige Landwirtschaft, also 

muss diese auch folgerichtig klar in der neuen GAP erkennbar sein. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Politiker nicht nur in Deutschland untermauern ihre ungeliebten 

Entscheidungen immer mit dem Zusatz der Alternativlosigkeit. Dies wird 

sicher auch bei der inhaltlichen und finanziellen Ausgestaltung der künftigen 

Agrarpolitik so sein. Unsere Meinung dazu ist: es gibt Alternativen, auch 

wenn sie unangenehm sind und im Bauernverband und bei der Kommission 

nicht gern gehört werden.  Wir sind der Meinung, dass es 20 Jahre, nachdem 

die Weltgemeinschaft sich in Rio auf einen Weg in eine nachhaltige 

Gesellschaft geeinigt hat, an der Zeit ist, endlich in der Agrarpolitik den 

Begriff Nachhaltigkeit ernst zu nehmen und mit klaren Inhalten zu füllen. Es 

ist an der Zeit, die soziale Dimension deutlich zu berücksichtigen.  

Wir kennen auch das Argument – die Landwirtschaft muss wettbewerbsfähig 

sein – da können wir keine Rücksicht auf soziale Fragen nehmen, aber das 

ist falsch. Die qualifizierte Ausgestaltung der sozialen Frage wird 
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mitentscheidend sein bei der Zukunftsfähigkeit einer europäischen 

Landwirtschaft, wie die meisten der hier Anwesenden sie wollen. Wir fordern 

endlich den Umbau der Agrarpolitik in diese Richtung, weil wir wissen, dass 

der bisher eingeschlagene Weg Korrekturen erforderlich macht und nur zu 

weiteren Ungerechtigkeiten führt, wenn sie nicht bald kommen. 

Nehmen wir ein Beispiel – die Exportsubventionen – Subventionen, mit 

denen massiv die Armut in den Entwicklungsländern vorangetrieben wird. Mit 

dieser Politik kann es keinen fairen Wettbewerb geben Verantwortlich 

handelnder Wettbewerb kann doch nur stattfinden, wenn auf dem Markt 

Regeln bestehen und für deren Einhaltung gesorgt wird. Wir setzen nicht auf 

einen Wettbewerb der Subventionen, wir setzen auf einen Wettbewerb der 

vergleichbaren Bedingungen. Ein Unternehmen aus Europa mit unseren 

Sozialstandards, mit unserer Kultur der Tarifverträge ist nicht 

konkurrenzfähig mit Unternehmen aus den Ländern, die dieses nicht 

zulassen, in denen verhindert wird, dass sich Gewerkschaften in ihren 

Betrieben gründen, bei denen Kinderarbeit auf der Tagesordnung steht und 

die von Arbeits- und Gesundheitsschutz nichts halten. Als Präsident der 

Bauarbeiterweltföderation weiß ich, wovon ich rede.  

Doch wir haben Alternativen. Es gibt gute Erfahrungen mit der Zertifizierung 

von Produkten im Blumenhandel und in der Holzwirtschaft, auch die 

Initiativen mit fair gehandeltem Kaffee haben immer größere Erfolge. Wir 

müssen darauf drängen, dass nur zertifizierte Produkte in den Handel 

gelangen, und wir müssen dafür Sorge tragen, dass die Zertifizierung auch 

sachgerecht und transparent durchgeführt wird. 

Wir haben in Europa eine Förderpolitik, die flächengebunden ist. Mit Sorge 

betrachten wir die Entwicklung, dass Boden immer mehr zum 

Spekulationsobjekt wird. Derjenige, der mehr Fläche besitzt, erhält auch die 
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meisten Subventionen, ohne Wenn und Aber. Auch hier fordern wir einen 

Politikwechsel. Wir wollen, dass mehr in den Menschen investiert wird. Die 

Beschäftigung und die soziale Sicherung von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern muss stärker in den Förderblick geholt werden. Beklagt wird 

in der Wirtschaft mittlerweile allgemein ein Fachkräftemangel. Ich habe eben 

bereits davon gesprochen, aber man kann es gar nicht oft genug sagen. 

Woher kommt den dieser? Nachdem jahrelang von Seiten der Betriebe nur 

das Mindeste in den Faktor Arbeit investiert worden ist, stellt man fest, dass 

sich Arbeitnehmer die Denkweise des freien Marktes zu eigen gemacht 

haben und dorthin gehen, wo sie den höchsten Preis für ihre Ware Arbeit 

bekommen – und dies ist nun mal nicht die Landwirtschaft.  

Doch nicht allein der Lohn ist maßgebend, Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer wollen ernst genommen werden und wollen Perspektiven in 

ihrem Beruf sehen. Hier hat die Landwirtschaft ein schlechtes Image. 

Nehmen wir den Bereich Weiterbildung. Erfolgreich haben die Arbeitgeber 

ein für damals in Europa einmaliges Modell eines 

Qualifizierungstarifvertrages zerschlagen. Andere Länder wie Spanien und 

Frankreich haben heute ähnliche Einrichtungen – Deutschland nicht mehr. 

Zum Berufsleben gehört auch die Chance, soviel Geld zu verdienen, dass im 

Alter eine zum Leben ausreichende Rente erworben werden kann. Wie sieht 

das in der Landwirtschaft aus? Winterarbeitslosigkeit und 

gesundheitsbedingte Ausfallzeiten führen zu Ausfällen in der späteren Rente. 

Die einst so vorbildliche tarifliche Zusatzversorgungskasse wird nicht 

angepasst, im Gegenteil, in einigen Bundesländern haben sich die 

Arbeitgeber aus diesem verabschiedet. Beispiele, wie das Image eines 

Berufsstandes selbst demontiert wird, lassen sich weiter fortführen. Mit 

bunten Broschüren und netten Sprüchen kommt man nicht gegen die 
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jahrelangen Versäumnisse an, zumal der demografische Wandel auch vor 

den landwirtschaftlichen Betrieben nicht Halt macht. 

Diejenigen, die sich fragen: was hat das mit der gemeinsamen Agrarpolitik zu 

tun? Viel. Das Bild der Landwirtschaft wird in großen Teilen der Bevölkerung 

nicht mehr von eigenem Erleben geprägt, sondern von dem, wie sie sich im 

politischen Raum und in der Öffentlichkeit darstellt. Hier sind die 

Unternehmen und die Politik aufgefordert, sich den Problemen zu stellen und 

mehr in die Menschen zu investieren. Wir, die Agrargewerkschaft IG BAU, 

sind bereit, mit ihnen gemeinsam Lösungen für eine zukunftsfähige 

Landwirtschaft zu entwickeln. Die Investition in die Menschen muss der 

Maßstab für die künftige Agrarpolitik sein. Die Politik für den ländlichen 

Raum, die zweite Säule, bietet hier gute Ansätze. Unsere zentralen Anliegen 

dabei sind die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen sowie die Bildung 

und Beteiligungsmöglichkeiten der Menschen am Leben in den ländlichen 

Räumen. 

Der Fortschrittsbericht zur Entwicklung des ländlichen Raumes stellt dar, 

dass im Bereich der Dorferneuerung ca. 300 Mio. € investiert worden sind. 

Das entspricht nach unseren Berechnungen und Erfahrungen ca. 5 000 bis 

6 000 Arbeitsplätzen in kleineren und mittleren Handwerksbetrieben. Weitere 

Investitionen in den Bereichen ländlicher Wegebau und 

Agrarinfrastrukturmaßnahmen dürften Arbeitsplätze zumindest in ähnlichem 

Umfang gesichert und erhalten haben. Doch nicht nur feste Wege und 

schöne Dörfer sind zum Wohlergehen der Menschen, die in ländlichen 

Räumen leben oder sich als Touristen dort aufhalten, notwendig. Die Dörfer 

und Räume müssen auch leben. Zum Leben gehört auch, dass sie sich mit 

der Region identifizieren, doch das können sie nur, wenn sie die 

Möglichkeiten haben, sich an den lokalen – und auch betrieblichen – 
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Entwicklungen zu beteiligen. Gerade die letzten Wochen und Monate haben 

gezeigt, dass die Menschen beteiligt werden wollen. Ich nenne hier nur 

Stuttgart 21 oder die Anti-Atom Bewegung. Doch die politischen Strukturen 

sind mit solchem Engagement offenbar überfordert gewesen.  

Mit den Beteiligungsmöglichkeiten, wie sie in der 2. Säule der GAP 

vorgesehen sind, sehen wir gute Ansätze, dass die Menschen motiviert 

werden können, sich aktiv am lokalen und auch betrieblichen Geschehen zu 

beteiligen. Gute Beispiele zeigen, wie bürgerschaftliches Engagement zu 

einem lebenswerten ländlichen Raum beitragen kann. In der ASG Zeitschrift 

„Ländlicher Raum“ wurden einige dargestellt. Dies ist ein richtiger Weg, der 

in der künftigen Agrarpolitik geebnet werden muss. Ich sage bewusst 

Agrarpolitik. Denn die 2. Säule muss Bestandteil der Agrarpolitik bleiben, die 

Maßnahmen müssen einen Agrarbezug behalten. Hier sind wir uns einig mit 

vielen anderen Interessenvertretern. Denn auch dieses muss deutlicher 

werden: Neben unterschiedlichen Bewertungen und Positionen müssen die 

Akteure dort, wo gemeinsame Interessen sich abzeichnen, dieses auch als 

gemeinsam deutlich machen. Mit den Umwelt- und 

Entwicklungshilfeorganisationen gelingt dieses schon ganz gut und wir 

begrüßen die Aufnahme des Klimaschutzes ausdrücklich, und das nicht nur, 

weil wir die Umweltgewerkschaft sind, sondern der Überzeugung, dass der 

Agrarsektor auch einiges an Lösungen der Umweltprobleme zu bieten hat. 

Mit dem Bauernverband müssen wir noch ein bisschen mehr arbeiten und 

gemeinsame Interessen entwickeln. 

Wir wollen die Beteiligungsmöglichkeiten verbessern, um Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer auf eine zukunftsfähige Agrarwirtschaft vorzubereiten und 

letztendlich allen interessierten Akteuren ein klares Bild einer sozialen und 

umweltgerechten Landwirtschaft zu bieten. Die aktivierenden Möglichkeiten 



– 7 – 

 
Klaus Wiesehügel, Bundesvorsitzender der IG Bauen-Agrar-Umwelt 

anlässlich 
ASG Herbsttagung, Architektur der EU-Agrarpolitik nach 2013 

18. und 19. November in Göttingen 

einer guten gemeinsamen Agrarpolitik, die die Maßnahmen hergeben, 

müssen und sollen besser ausgeschöpft und qualitativ besser gestaltet 

werden. Auch über betriebliche Maßnahmen (Achse 1 der GAP) müssen 

endlich die Beteiligungsmöglichkeiten, die nach der ELER-Verordnung 

möglich sind, auf nationaler Ebene umgesetzt werden. Hier müssen 

insbesondere die Arbeitnehmervertreter und ihre Gewerkschaft in den 

Beteiligungsprozess einbezogen werden. „Vom Knecht zum mündigen 

Staatsbürger“ hieß der Leitspruch zum 75-jährigen Bestehen der 

Landarbeitergewerkschaft. Heute, über 25 Jahre danach muss der 

Arbeitnehmer, der sich an der lokalen und betrieblichen Entwicklung beteiligt, 

das Ziel sein. 

In anderen Ländern Europas wird das, was wir betreiben, als Agriculture 

bezeichnet. In Deutschland reden wir von Landwirtschaft. Die einseitige 

Betonung auf Wirtschaft finden wir nicht mehr europäisch – nicht mehr 

zeitgerecht. Wir haben ein Bild von Landwirtschaft, das nicht nur auf 

Nahrungsmittelproduktion bezogen ist, sondern auch soziale Belange 

einbezieht.In diesem Sinne wollen wir die deutsche Landwirtschaft zu einer 

europäischen und letztlich auch globalen Agrar-Kultur entwickeln.  

Ich fordere  

•  die Generaldirektion Agrar der EU-Kommission,  

•  die Landwirtschaftsministerin, Frau Aigner,  

•  den Bauernverband sowie  

•  die anderen Akteure der nationalen und europäischen Agrarpolitik  

auf, mit uns gemeinsam eine zukunftsfähige sozial- und umweltgerechte 

Agrarkultur zu gestalten. 

Vielen Dank. 


